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Gewalthilfegesetz jetzt! djb fordert entschlossenes Handeln 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) fordert die Bundesregierung in einer aktuellen Stel-

lungnahme auf, das Gewalthilfegesetz unverzüglich umzusetzen. Anlässlich der heutigen An-

hörung des Familienausschusses im Bundestag betont der djb die Dringlichkeit des Gesetzes-

vorhabens. Als Sachverständige für den djb ist die Vorsitzende der Strafrechtskommission Dil-

ken Çelebi, LL.M., geladen. 

„Wir brauchen eine klare Entscheidung für mehr Schutz und Unterstützung für Betroffene ge-

schlechtsspezifischer Gewalt. Die Politik darf nicht weiter zögern“, mahnt djb-Präsidentin Ur-

sula Matthiessen-Kreuder. Bereits Ende November hatte das Kabinett das Gewalthilfegesetz 

beschlossen. Damit es wirksam werden kann, muss der Bundestag es noch vor der anstehen-

den Neuwahl verabschieden. Ein weiteres Aufschieben der Entscheidung würde dringend not-

wendige Maßnahmen zum Schutz Betroffener weiter verzögern. 

Die Notwendigkeit eines effektiven Gewaltschutzes zeigt sich in alarmierenden Statistiken: Je-

den zweiten Tag wird eine Frau durch ihren (Ex-)Partner getötet, alle drei Minuten wird eine 

Frau Opfer häuslicher Gewalt. Trotz dieser erschreckenden Zahlen bestehen in Deutschland 

weiterhin gravierende Lücken im Beratungs- und Hilfesystem. Es fehlen tausende Frauenhaus-

plätze, und viele Betroffene finden aufgrund diskriminierender Zugangshürden keinen Schutz. 

Der djb unterstreicht daher die Bedeutung des im Gewalthilfegesetz vorgesehenen Rechtsan-

spruchs auf kosten-, barriere- und diskriminierungsfreien Zugang zu Schutzunterkünften und 

Beratungsstellen. Ein umfassender Schutz erfordert zudem, dass das Gesetz im Einklang mit 

der Istanbul-Konvention alle Formen geschlechtsspezifischer Gewalt – körperliche, sexuali-

sierte, psychische, wirtschaftliche und digitale Gewalt – berücksichtigt. Besonders Menschen, 

die mehrfach diskriminiert werden, haben derzeit oft keinen Zugang zu Schutz- und Bera-

tungsangeboten. Zudem ist eine verstärkte Täterarbeit notwendig, um geschlechtsspezifische 

und häusliche Gewalt wirksam zu bekämpfen. 

Mit der Verabschiedung des Gewalthilfegesetzes könnte die Bundesregierung nicht nur ein 

zentrales Versprechen aus dem Koalitionsvertrag einlösen, sondern auch ihren internationa-

len Verpflichtungen nachkommen. Das Gesetz sieht nicht nur einen Rechtsanspruch auf 

Schutz und Unterstützung vor, sondern auch eine langfristige und einheitliche Finanzierung 

der Schutz-, Unterstützungs- und Beratungsangebote durch eine Bundesbeteiligung. 

„Die Einführung eines Rechtsanspruchs auf Schutz und Unterstützung ist längst überfällig. 

Ohne eine gesicherte Finanzierung bleiben Schutzangebote unzureichend und für viele Be-

troffene unerreichbar“, betont Dilken Çelebi, LL.M., Vorsitzende der Strafrechtskommission 

im djb. 
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